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Betriebswirtschaft W. Plinke
M. Rese

1 Gegenstand
der Betriebswirtschaftslehre

Betriebswirtschaftslehre und Volkswirtschaftslehre
sind die Einzeldisziplinen der Wirtschaftswissen-
schaft. Die Volkswirtschaftslehre behandelt Probleme
unterschiedlich aggregierter Wirtschaftsbereiche
(Güterversorgung, Konjunktur, Einkommen, Be-
schäftigung, Wachstum und Inflation in einzelnen
Märkten, Ländern oder Ländergruppen). Die Be-
triebswirtschaftslehre beschäftigt sich mit den Betrie-
ben als den Elementen der Wirtschaftsbereiche. Der
Betrieb (synonym: Unternehmen, Unternehmung)
ist ein System, das Güter zur Fremdbedarfsdeckung
hervorbringt. Da die aktiven Elemente des Systems
„Betrieb“ Menschen und Maschinen sind, kann auch
von einem soziotechnischen System gesprochen
werden. Güter sind materielle und immaterielle (z. B.
Dienstleistungen, Rechte) Mittel zur menschlichen
Bedürfnisbefriedigung. Dabei ist die Aufgabe des
Betriebes nicht die Hervorbringung freier Güter,
sondern die Produktion knapper Güter. Freie Güter
sind dadurch gekennzeichnet, dass selbst bei einem
Preis von Null die Nachfrage das Angebot nicht
übersteigt. Die Aufgabe der Hervorbringung von
Gütern umfasst nicht nur die technische Herstellung
der Güter, sondern sämtliche Funktionen, die dazu
beitragen, marktreife Güter zu erstellen wie z. B.
Entwicklung, Beschaffung, Lagerung, Absatz. Das
Merkmal der Fremdbedarfsdeckung grenzt den
Betrieb vom Haushalt ab, dessen Aufgabe in der
Eigenbedarfsdeckung liegt [1].
Die Aufgabe der Betriebswirtschaftslehre liegt in
der Formulierung von Aussagen über das Wirt-
schaften im Betrieb. Als Aussagenkategorien
können beschreibende (deskriptive) und empfeh-
lende (normative) Aussagen unterschieden werden.

Deskriptive Aussagen entwerfen ein Abbild des
realen betrieblichen Geschehens. Dazu gehören
sowohl verbale und zahlenmäßige Beschreibungen
von Zuständen und Geschehnisabläufen als auch
Annahmen (Hypothesen) über Zusammenhänge
zwischen Ereignissen. Soweit in der Betriebswirt-
schaftslehre Ursache-Wirkungs-Beziehungen be-
schrieben werden, dominieren stochastische und
quasi-stochastische Aussagen (Wahrscheinlichkeits-
aussagen). Normative Aussagen nehmen Bezug auf
Ziele oder auch Werte und stellen Empfehlungen für
zweckmäßiges Verhalten dar.
Die wichtigste normative Aussage der Betriebswirt-
schaftslehre ist das (formale) ökonomische Prinzip
(Wirtschaftlichkeitsprinzip). Es besagt in seiner
mengenmäßigen produktivitätsbezogenen Definiti-
on, dass alle wirtschaftlichen Wahlhandlungen so
auszurichten sind, dass mit gegebenem Einsatz an
Produktionsfaktoren der größtmögliche Güterertrag
zu erzielen ist (Maximalprinzip) oder dass ein be-
stimmter Güterertrag mit geringstmöglichem Einsatz
von Produktionsfaktoren (Betriebsmittel, Werkstoffe,
objektbezogene und dispositive Arbeitsleistungen) er-
wirtschaftet wird (Minimalprinzip). Die wertmäßige
Definition des ökonomischen Prinzips basiert auf der
Wirtschaftlichkeit. Sie verlangt, so zu handeln, dass
eine bestimmte in Geldeinheiten bewertete Leistung
mit möglichst geringem in Geldeinheiten bewerteten
Mitteleinsatz oder dass mit einem gegebenen bewer-
teten Mittelvorrat eine möglichst günstig bewertete
Leistung erreicht wird. Die moderne Betriebswirt-
schaftslehre versteht sich als praktisch-normative
Disziplin, die bestrebt ist, aufbauend auf der syste-
matisierenden Beschreibung betrieblicher Zustände
und Prozesse die Probleme der betrieblichen Praxis
zu erkennen und Lösungs- und Gestaltungshilfen im
Hinblick auf empirisch feststellbare Zielvorstellun-
gen der Betriebe anzubieten.

W. Plinke et al., Das Ingenieurwissen: Ökonomisch-rechtliche Grundlagen,
DOI 10.1007/978-3-662-44374-3_1, © Springer-Verlag Berlin Heidelberg 2014
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2 Das Grundmodell
der Betriebswirtschaftslehre

Durch die Ausrichtung der Betriebswirtschaftslehre
am wirtschaftlichen Aspekt menschlichen Handelns
steht das Entscheidungsverhalten der Menschen im
Betrieb als Bestimmungsgröße betriebswirtschaft-
licher Prozesse im Mittelpunkt der Betrachtung.
Entscheidungen sind Prozesse der menschlichen
Informationsverarbeitung und Willensbildung. Um
entscheiden zu können, werden Informationen benö-
tigt über das zu lösende Entscheidungsproblem und
über Ziele, an denen sich die Entscheidung zu ori-
entieren hat. Weiter interessieren die zur Verfügung
stehenden Handlungsalternativen und deren Auswir-
kungen unter verschiedenen Umweltbedingungen.
Durch Zielentscheidungen (Zielsetzungsentschei-
dungen) wird festgelegt, welche Ziele durch die
betriebliche Betätigung erreicht werden sollen.
Die Gesamtheit der Ziele eines Betriebes ist das
Zielsystem. Mittelentscheidungen (Zielerreichungs-
entscheidungen) legen fest, auf welche Weise die
gesetzten Ziele zu verwirklichen sind; sie sind inso-
fern von den Zielentscheidungen abhängig, als sie
immer auf die Erreichung der Ziele ausgerichtet sein
müssen. Nebenbedingungen und -wirkungen müssen
beachtet werden.
Entscheidungen werden durch Planungs- und Kon-
trollprozesse unterstützt. Planung ist die gedankliche
Vorstrukturierung späterer Handlungen. Durch
Kontrolle werden den Plangrößen Vergleichsgrößen
gegenübergestellt und die Abweichungen ermittelt
und analysiert. Entscheidungen im Betrieb bezie-
hen sich auf konstitutive und funktionsbezogene
Entscheidungstatbestände (Bild 2-1). Konstitutive
Entscheidungen umfassen solche Entscheidungstat-
bestände, die für das Gesamtsystem „Betrieb“ kon-
stituierend sind. Sie wirken längerfristig und bilden
den Rahmen für funktionsbezogene Entscheidungen.
Durch konstitutive Entscheidungen wird das System
„Betrieb“ von anderen, den Betrieb umgebenden
Systemen abgegrenzt. Konstitutive Entscheidungstat-
bestände sind die Gestaltung des Lebenszyklus des
Betriebes (Gründung, Wachstum, Schrumpfung und
Beendigung des Betriebes), die Betriebsverfassung
und betriebliche Zusammenschlüsse. Funktionsbe-
zogene Entscheidungen betreffen primär einzelne

Bild 2-1. Grundmodell der Betriebswirtschaftslehre

Subsysteme des Betriebes. Die Subsysteme werden
ganz häufig gebildet nach den vier Kategorien von
Elementen, aus deren Kombination der Betriebspro-
zess entsteht: Menschen, Güter, Geld, Informationen.
Entsprechend sind vier Betrachtungsebenen des
Betriebsprozesses zu unterscheiden: das soziale
System (Organisation, Personalwirtschaft, Mitarbei-
terführung), das Realgütersystem, das Finanz- oder
Nominalgütersystem und das Informationssystem
(Rechnungswesen und weitere Informationssysteme
über Subsysteme des Betriebes). Der Betriebsprozess
selbst vollzieht sich in der Realität als permanentes
Zusammenwirken aller vier Subsysteme.

3 Konstitutive Entscheidungen

3.1 Die Gründung des Betriebes

3.1.1 Ein¦ussfaktoren der Gründungsentscheidung

Unter Gründung eines Betriebes wird nicht nur
der juristische oder finanzielle „Gründungsakt“
verstanden, sondern ein Prozess, der die Gesamtheit
aller Planungs- und Vorbereitungsschritte umfasst,
die notwendig sind, um die Lebensfähigkeit des
Betriebes herzustellen und zu sichern. Dazu ge-
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hören auch Fragen der Grundlagenentwicklung,
der Produktentwicklung zur Serienreife und der
Markteinführung. Der Erfolg einer Betriebsgründung
wird durch eine Vielzahl von Einflussfaktoren be-
stimmt. Diese Erfolgsfaktoren lassen sich in sechs
Kategorien zusammenfassen: Gründer, Gründungs-
vorgang, beschaffungs- und absatzbezogene Fakto-
ren, behördliche Instanzen und Öffentlichkeit [2].
Teilmerkmale des Gründers sind seine Qualifi-
kation, die verfügbaren Handlungsfreiräume, die
Leistungsfähigkeit und -bereitschaft und die Motive,
die zur Gründung führen. Zum Gründungsvorgang
zählen die sorgfältige Gründungsplanung, die die
Ziel- und Strategie- sowie die funktionsbezogene
Maßnahmenplanung umfasst, die organisatorische
Kompetenzabgrenzung, wenn bereits bei Gründung
mehrere Mitarbeiter beschäftigt sind, und die Im-
plementierung eines Kontrollsystems, das einen
jederzeitigen Überblick über den Liquiditäts- und
Erfolgsstatus ermöglicht, um Planabweichungen
rechtzeitig erkennen und Gegenmaßnahmen er-
greifen zu können. Beschaffungsprobleme bei der
Betriebsgründung liegen neben der Beschaffung von
Halb- und Fertigfabrikaten, Personal, Grundstücken
und Gebäuden und Know-how vor allem in der
Beschaffung finanzieller Mittel. Die mit einer erfolg-
reichen Gestaltung der Absatzbeziehungen verbunde-
nen Probleme variieren je nachdem, ob die Gründung
erfolgt, um in einen bestehenden Markt einzutreten
oder ob ein neuer Markt erschlossen werden soll.
Die notwendige Einschaltung behördlicher Instanzen
bei der Betriebsgründung wirft zwei Hauptprobleme
auf, die häufig die Gründung erschweren: fehlende
Rechtskenntnis der Gründer und zum Teil immer
noch langwierige Bearbeitungsdauer bei Gründungs-
vorgängen. Daneben prägt das gesellschaftliche
Umfeld die Gründungsentscheidung.

3.1.2 Der betriebliche Standort

Als Standort eines Unternehmens werden die Orte
bezeichnet, an denen ein Unternehmen dauerhaft
tätig ist. Der Standort ist nicht identisch mit dem
Sitz eines Unternehmens. Unternehmen in Form
einer juristischen Person haben ihren Sitz an dem
Ort, an dem die Verwaltung durchgeführt wird
(§ 24 BGB [Bürgerliches Gesetzbuch]). Neben der
unternehmerischen Tätigkeit an seinem Sitz kann ein

Unternehmen aber auch an mehreren anderen Orten
tätig sein. Neben der Betriebsgründung stellt sich das
Problem der Standortwahl auch bei Unternehmens-
verlagerung und Filialisierung (Standortspaltung).
Standortentscheidungen werden durch Standort-
faktoren beeinflusst. Als Standortfaktoren werden
Merkmale bezeichnet, die die Wahl eines Standorts
beeinflussen, sofern überhaupt eine Wahlmöglichkeit
existiert. Standorte können nämlich aufgrund von
Beschaffungs-, Produktions- oder Absatzbedingun-
gen vorgegeben sein. Ist der Standort grundsätzlich
disponibel, wird ein Betrieb seinen Standort so wäh-
len, dass der Einfluss der Standortfaktoren möglichst
günstig auf das unternehmerische Zielsystem wirkt.
Die Standortfaktorenlehre hat zum Ziel, alle potenzi-
ellen Standortfaktoren zu erfassen, zu systematisieren
und in ihrer Bedeutung zu analysieren. Auf diesen
Ergebnissen aufbauend können Aussagen zu einer
möglichst ökonomisch-wirtschaftlichen Standortent-
scheidung, z. B. im Rahmen der Nutzwertanalyse,
getroffen werden.
Standortfaktoren lassen sich im Wesentlichen auf
durch den Standort bedingte Erlös- und Kosten-
unterschiede zurückführen. Im Einzelnen werden
folgende Faktoren für die nationale und internationale
Standortwahl als bedeutsam angesehen: Einflussfak-
toren der Beschaffungsmärkte (Grund und Boden,
Gebäude, Transport und Verkehr, Investitionsgüter-,
Arbeits-, Kapital-, Energiemarkt), Einflussfaktoren
der Absatzmärkte (Absatzpotenzial, Absatztransport-
kosten und -zeit, Absatzkontakte), Einflussfaktoren
der staatlichen Rahmenbedingungen (Steuern, Ge-
bühren, Zölle, Rechts- und Wirtschaftsordnung, Auf-
lagen und Beschränkungen, staatliche Subventionen)
und naturgegebene Einflussfaktoren (geologische
Bedingungen, Umweltbedingungen) [3].

3.2 Das Wachstum des Betriebes

In der Regel verändert sich im Lebenszyklus eines
Betriebes seine Größe. Unternehmenswachstum
bezeichnet den Prozess einer positiven längerfris-
tigen Größenveränderung. Zur Bestimmung der
Betriebsgröße werden verschiedene Maßgrößen her-
angezogen wie Bilanzsumme, Umsatzerlöse, Zahl der
Beschäftigten, Wertschöpfung und Marktanteil. Das
Wachstum des Betriebes kann extern und intern er-
folgen. Externes Wachstum erfolgt durch den Erwerb
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von Verfügungsmacht über bereits bestehende Kapa-
zitäten, internes Wachstum durch vom Betrieb selbst
neu erstellte Kapazitäten. Das interne Wachstum
führt im Gegensatz zum externen Wachstum zu einer
Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen Kapazität.
Wegen möglicher Konkurrenzwirkungen stößt das
externe Wachstum an engere wettbewerbsrechtliche
Grenzen als das interne Wachstum.

3.3 Die Beendigung des Betriebes

Ein Betrieb wird beendet (liquidiert), wenn er
seine gesamte Tätigkeit oder wesentliche Teile
davon einstellt. Nach Veranlassung der Beendigung
kann zwischen freiwilliger oder erzwungener Be-
endigung unterschieden werden. Eine freiwillige
Betriebsbeendigung erfolgt, weil die mit dem Be-
trieb verfolgten Ziele erreicht sind oder weil die
verfolgten Ziele als unerreichbar angesehen wer-
den. Gründe der erzwungenen Betriebsbeendigung
können in der Person eines Gesellschafters, im
Entzug der Gewerbeerlaubnis und in der Insolvenz
liegen. Die Insolvenz ist eine rechtliche Konse-
quenz bestimmter ökonomischer Tatbestände, die
äußerlich an Merkmalen der Finanzierungssituation
anknüpfen. Insolvenzgründe sind (i) (drohende)
Zahlungsunfähigkeit und (ii) Überschuldung des
Betriebes. Zahlungsunfähigkeit (Illiquidität) liegt
vor, wenn der Betrieb nicht in der Lage ist, seinen
fälligen Zahlungsverpflichtungen nachzukommen.
Überschuldung bedeutet, dass die Verbindlichkeiten
des Betriebes den Wert des Betriebsvermögens
übersteigen. Die Überschuldung ist als Insolvenz-
grund im Wesentlichen nur für Kapitalgesellschaften
zwingend. Vor einer endgültigen Liquidation des Un-

Bild 3-1. Rechtsformen

ternehmens kann, wenn die wirtschaftlichen Voraus-
setzungen einer Insolvenz und die nötigen liquiden
Mittel zur Deckung der Verfahrenskosten gegeben
sind, auf Antrag des verschuldeten Betriebes oder der
Gläubiger ein Insolvenzverfahren eröffnet werden.
Ziel des Insolvenzverfahrens ist die gleichmäßige
Befriedigung aller Gläubigerinteressen, vorrangig
durch die Erhaltung und Sanierung des Betriebes.

3.4 Die Verfassung des Betriebes

3.4.1 Die Rechtsform des Betriebes

Zur Gestaltung des organisatorischen Zusam-
menschlusses von Wirtschaftssubjekten zum ge-
meinschaftlichen wirtschaftlichen Zweck werden
für die Bundesrepublik Deutschland durch die
Rechtsordnung verschiedene Grundtypen als mög-
liche Rechtsformen des Betriebes vorgegeben. Es
handelt sich dabei um Organisationsmuster, die eine
Vorabregelung wichtiger Konfliktfälle (insbesondere
Leitungsbefugnis, Information und Kontrolle, Ge-
winnverteilung, Haftung) zwischen den Beteiligten
durch die Bestimmung spezifischer Rechte und
Pflichten vornehmen. Die Firma ist der Name des
Unternehmens, an den aus rechtlicher Sicht je nach
Rechtsform unterschiedliche Anforderungen gestellt
werden. Die Rechtsformen können in solche des
privaten und solche des öffentlichen Rechts eingeteilt
werden (Bild 3-1). Die Einzelunternehmung wird
von einer einzelnen natürlichen Person rechtlich
repräsentiert, die für alle Verbindlichkeiten der Firma
allein und unbeschränkt mit ihrem Gesamtvermögen
(Betriebs- und Privatvermögen) haftet. Als Kon-
sequenz der vollen Risikoübernahme ergibt sich


